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Das Notstandsregime
Recht: Corona-Bundesgesetz und Gesetzentwurf in NRW sind verfassungswidrig

Der Bundestag hat am 25. März ein 
Gesetz zur Änderung des Infekti-
onsschutzgesetzes erlassen; am 1. 

April diskutierte der nordrhein-westfälische 
Landtag ein „Gesetz zur Bewältigung der 
Covid-19-Pandemie“, das am Montag Ge-
genstand einer Sachverständigenanhörung 
war. Beide Gesetze sind echte Notstandsge-
setze, die also darauf ausgehen, die prägende 
Rolle der Parlamente bei der Gesetzgebung 
problemspezi�sch zu beseitigen und zahl-
reiche Grundrechte zum Schutze höher-
rangiger Rechtsgüter zu suspendieren. Das 
verfassungsrechtliche Kernproblem daran: 
Ein solcher Notstand ist im Grundgesetz, 
dessen Grundsätze und Grundrechte auch 
für das Land NRW entsprechend bzw. un-
mittelbar gelten (Art. 28 Grundgesetz; Art. 
4 Landesverfassung), nicht vorgesehen.

Die „Notstandsgesetze“, an denen sich 
der Protest der „68er“ einst entzündete, 
gelten nur für den Verteidigungsfall (Art. 
115a �. Grundgesetz). Den haben wir aber 
nicht; sondern allenfalls eine „Naturkata-
strophe“ (Art. 35 Grundgesetz), die den 
Einsatz der Bundeswehr im Innern recht-
fertigen würde, aber nicht die Aussetzung 
von Grundrechten oder die Ausschaltung 
des Gewaltenteilungsgrundsatzes infolge 
der Selbstabdankung der Parlamente zu-
gunsten des Gesundheitsministers. Durch 
diese Gesetze wird, gestützt auf eine Gene-
ralklausel, das heißt eigentlich eine Au�an-
gnorm des besonderen Verwaltungsrechts 
(Paragraph 28 Infektionsschutzgesetz), 
ein allgemeines Notstandsregime mit ge-
schichtlich beispiellosen Einschränkungen 
aufgerichtet. Die Heranziehung des Poli-
zei- und Ordnungsrechts steht aber unter 
dem Vorbehalt der Verhältnismäßigkeit. 

Bereits auf Bundesebene fällt auf, daß 
eine Prüfung der „Verhältnismäßigkeit 
im engeren Sinne“ der ins Werk gesetzten 
Maßnahmen im Zuge der „Alleinherrschaft 
der Virologen“ o�enbar nicht stattgefun-
den hat. Diese ist das eigentliche Herzstück 
der Grundrechtsprüfung; dabei werden 
staatliche Maßnahmen in allen ihren Ein-
zelheiten daraufhin abgeklopft, ob es nicht 
ein milderes Mittel geben könnte. So wird 
niemand bestreiten, daß in�zierte Personen 

sowie Einreisende aus besonderen Risiko-
gebieten befristet interniert werden dürfen. 
Auch die mit einigen Härten verbundene 
Abschottung von Alten- und P�egeheimen 
wird als Ausdruck staatlicher Schutzp�ich-
ten für Leben und Gesundheit besonders 
gefährdeter Gruppen akzeptabel sein.

Aber dürfen auch millionenfach Perso-
nen, bei denen keinerlei Anfangsverdacht 
einer Infektion besteht, geraume Zeit mit 
Kontakt-, Aufenthalts- und Berufsverboten 
belegt werden? Dabei geht es eben nicht 
(nur) darum, „Menschenleben gegen die 
Belange der Wirtschaft“ abzuwägen. Denn 
wir riskieren einen weitgehenden Zusam-
menbruch der gewerblichen Wirtschaft, 
deren monatliche Umsatzsteuervorauszah-
lungen das „Benzin“ sind, das den heuti-
gen Sozialstaat erst am Laufen hält. Ohne 

Umsätze in der Wirtschaft könnte auch 
der Staat zur Rettung von Menschenleben 
mittelfristig leider wenig beitragen!

Das Bundesgesetz bzw. der Gesetzent-
wurf in NRW sind in mehrfacher Hin-
sicht verfassungswidrig. Beide kranken 
daran, daß eine Befristung, sei es des 
Notstandsregimes überhaupt, sei es der 
unter ihm ergangenen Rechtsverordnun-
gen und Anordnungen, nicht vorgesehen 
ist; der Notstand dauert so lange, bis das 
Parlament ihn für beendet erklärt, für die 
Einzelmaßnahmen ist gar kein Auslaufen 
vorgesehen. Dies widerspricht dem Ge-
waltenteilungsgrundsatz.

Das Parlament entmachtet sich selbst als 
Gesetzgeber zugunsten des Gesundheits-
ministers; der Gewaltenteilungsgrundsatz 
steht als übergeordnetes Verfassungsprinzip 
jedoch nicht unter dem Vorbehalt, daß die 
Landtagsmehrheit Gewaltenteilung gerade 

für opportun hält. Auch sind Rechte des 
Landtages immer auch Rechte der Oppo-
sition und niemals nur Rechte der Land-
tagsmehrheit (die den Notstand beenden 
könnte). Daher ist es unabdingbar, daß 
das Notstandsregime auf Bundes- wie auf 
Landesebene von Anfang an zeitlich befri-
stet wird, zum Beispiel auf drei Monate, 
was derzeit nicht der Fall ist. 

Weiterhin müssen Rechtsverordnun-
gen und „besondere Anordnungen“ des 
Gesundheitsministers, die im Notstand 
ergehen, dem Parlament oder wenigstens 
dem zuständigen Ausschuß vorgelegt wer-
den und auf deren Verlangen jedenfalls 
nachträglich wieder aufgehoben werden. 
So soll der Gesundheitsminister in NRW 
künftig „besondere Anordnungen“ tref-
fen können, die den eigentlich geltenden 
Gesetzen widersprechen. Dies hat dann 
aber nicht die Folge, daß die Anordnungen 
rechtswidrig sind, sondern sie sollen eben 
den Gesetzen vorgehen. Dies ginge, auch 
wenn es zeitlich befristet würde, nicht ohne 
Interventionsmöglichkeit des Landtages.

Auf Bundesebene kommt noch hinzu, 
daß im Hinblick auf diverse Maßnahmen 
der Bundesgesundheitsminister selbst zu ih-
rer Durchführung ermächtigt wird. Schon 
der praktische Sinn dieser Ermächtigung 
bleibt unklar, verfügt er doch über keinerlei 
eigene Vollzugsorgane. Verfassungsrecht-
lich gilt: die Ausführung des Bundesrechts 
ist Sache der Länder (Art. 83 Grundgesetz); 
Ausnahmen hiervon müßten im Grundge-
setz selber vorgesehen sein, nicht bloß in 
schnellfertigen Notstandsregularien. Gänz-
lich verfassungswidrig ist auch die durch 
das NRW-Gesetz eingeführte Möglichkeit 
der Zwangsverp�ichtung medizinischen 
und p�egerischen Personals; da es sich bei 
dieser selektiven Verp�ichtbarkeit nicht 
um eine „herkömmliche allgemeine, für 
alle gleiche“ Dienstplicht handeln würde, 
widerspricht sie der Berufsfreiheit.

Wäre die AfD ein Karussell, würde sie wohl allein schon durch das 
Kopfschütteln ihrer Mitglieder erheblich rotieren. So stark, daß 

einer nur mit Mühe den Fliehkräften trotzen könnte, um nicht vom 
weißen Elefanten zu purzeln. Was den Vorsitzenden Jörg Meuthen 
geritten haben mag, die Idee einer einvernehmlichen Scheidung des 
„Flügels“ von der Gesamt-AfD ins Spiel zu bringen, das haben weder 
Parteifreunde noch -feinde verstanden; ausgerechnet jetzt, da Björn 
Höcke und Andreas Kalbitz innerparteilich ziemlich in die Defensive 
geraten waren und erklären mußten, dem – von Meuthen forcierten 
– Au�ösungsbeschluß nachzukommen. Nun konnten sie wieder auf 
Attacke umschalten und die Einheit der Partei hochhalten, in der 
„Spalter“ der größte auszusprechende Vorwurf ist. 

Dabei ist Meuthens Gedanke an sich gar nicht abwegig – was hinter 
vorgehaltener Hand manch anderer auch zugibt. Denn wie will eine 
Partei mit beträchtlichem programmatischem Spagat erfolgreich reüssie-
ren: sowohl konservativ-nationalliberale Alternative für Ex-Unions- und 
Ex-FDP-Wähler zu sein, als auch „Linkspartei mit Deutschland-Fahne“? 
Doch im Alleingang ö�entlich mit „Überlegungen“ dazu vorzupreschen, 
das tut kein Parteivorsitzender, der den Anspruch erhebt, mit Strategie 
und Durchsetzungsvermögen zu führen – und nicht bloß anhand seiner 
aktuellen Gemütslage.

AfD-Streit beendet: Merkel droht mit fünfter Amtszeit ...

„Man kann ihn förmlich riechen, den 
Angstschweiß, der aus den Poren von 
Fernsehsendungen und Posts in den 
Sozialen Medien dringt: jetzt, wo es 
unserem politischen und medialen 
Establishment endlich dämmert, was 
das Coronavirus eigentlich bedeutet. 
(…) Machen Sie sich darauf gefaßt. 
In den kommenden Wochen wer-
den immer mehr Journalisten wie das 
Pressekorps Nordkoreas klingen, mit 
Lobeshymnen an ‘den guten Füh-
rer’ und der Au�orderung, darauf zu 
vertrauen, daß er schon am besten 
weiß, was in unserer Stunde der Not 
zu tun ist.“
 Jonathan Cook, britischer Publizist, 
auf dem Wirtschaftsblog „Nachdenk-
seiten.de“ am 2. April

„Die Priorität, erst mal auf den Schutz 
des Lebens der Schwächsten zu set-
zen, wie die Politik es derzeit konse-
quent macht, ist sicherlich nicht die 
schlechteste, weil die menschlichste 
Maxime. Denn wenn das wichtigste 
aller Grundrechte, das Recht auf Le-
ben, bei einer Minderheit durch das 
Verhalten der Mehrheit gefährdet ist, 
dann ist eine zumindest vorüberge-
hende Einschränkung der Freiheit 
dieser Mehrheit nicht nur legitim, 
sie ist geboten.“
Jens Münchrath, Auslandsressortlei-
ter, im „Handelsblatt“ vom 2. April

„Entscheidend war, was ich in den 
Jahren 1989/90 erleben durfte, als 
mein Name an ganz vorderster Stelle 
mit der deutschen Einheit verbunden 
wurde, mit dem einzigen, wofür es 
sich in meinem Leben gelohnt hat 
zu kämpfen – alles was danach kam, 
war profan. Ich habe nie in meinem 
Leben mit so vielen Dummköpfen 
zusammenarbeiten müssen wie in 
der Politik.“
Peter-Michael Diestel, Anwalt und 
letzter DDR-Innenminister, im „Frei-
tag“ am 2. April

„Man kann es gerade so ertragen, 
wie dieser Staat die Leistungsträger 
auspreßt. Aber was unerträglich ist, 
ist sehen zu müssen, für welchen 
Schwachsinn unsere politische Klasse 
das Geld dann ausgibt, ohne Scham, 
ohne Verantwortungsgefühl, ohne 
Dankbarkeit für die Leistungsträger.“
Markus Krall, Volkswirt, auf Twitter 
am 3. April

„Es ist doch schon bemerkenswert, 
wie abhängig Deutschland in vie-
len vitalen Bereichen von ausländi-
schen Arbeitskräften ist – sei es in 
der Landwirtschaft, in der P�ege, 
beim Bau. Ich habe die grenzenlose 
Arbeitsmobilität in der EU jeden-
falls nie als große Errungenschaft 
empfunden, sondern eher als ein 
Problem.“
Zdzisław Krasnodębski, Professor 
für Soziologie und Europaabgeordneter 
der polnischen PIS, im „Cicero“ am 
4. April

„Ich habe den Aufschrei meiner Kir-
che nicht gehört, als die staatliche 
Anordnung kam, auf Gottesdienste 
zu verzichten. Wo ist der Protest, wo 
ist der Aufstand der Seelsorger, der 
Hirten, der Priester und Pfarrer, die 
danach drängen, ihren Schäfchen ge-
rade jetzt beizustehen? Es ist nahezu 
verstörend, mit welch bereitwilligem 
Einverständnis und Schweigen sich 
die deutschen Amtskirchen dem 
Willen des Staates widerstandslos 
gebeugt haben und damit auch der 
inhaltlichen De�nition zustimmten: 
Ihr seid verzichtbar.“
Birgit Kelle, Publizistin, auf ihrem 
Blog „Volle Kelle“ am 5. April

MATTHIAS BÄKERMANN

Berlin kann Politik. Auf einmal 
gerät in der Corona-Krise der 

berüchtigte „Schlampfaktor“ (�ilo 
Sarrazin) in den Hintergrund. Wo 
vorher eine Kontrolle einiger Dut-
zend Drogenhändler eines spezi-
ellen Parks partout nicht gelingen 
wollte, geht den Ordnungshütern 
plötzlich eine akribische Überwa-
chung Tausender zu eng stehender 
Besucher in den vielen Parks der 
Hauptstadt – samt ihrer Verwar-
nung – fast spielend von der Hand.

Auch der sonst eher bumme-
lig agierende Senat zeigt beherzte 
Handlungsfähigkeit. So rief der 
grüne Justizsenator Dirk Behrendt 
bereits Ende März einen Notfall-

plan für die Berliner Justizvollzugs-
anstalten auf, bevor überhaupt ein 
Notstand akut wurde. Aus Angst 
vor Aufständen in den Gefängnis-
sen vor allem wegen der Kontakt- 
und Besuchseinschränkungen zur 
Eindämmung der Pandemie wur-
den einfach knapp 300 Häftlinge 
im o�enen Vollzug entlassen, Haft-
antritte bei allen rechtskräftig Ver-
urteilungen von bis zu drei Jahren 
für die kommenden vier Monate 
ausgesetzt. Obwohl alle Arbeiten 
im Knast gestrichen wurden, sollen 
Löhne aber weitergezahlt werden. 
„Ziel der Vergütungsverordnung 
ist die Verhinderung von Unruhen 
und damit der Gefährdung von 
Leib und Leben in den Anstal-
ten“, zitiert die B.Z. die amtliche 
Begründung des grünen Senators. 

Zur Meldung: „Rundfunkgebühr wird 
erhöht“, JF 13/20

Unter dieser Überschrift informieren 
Sie darüber, daß die Ministerpräsi-

denten der Bundesländer eine Erhöhung 
des Beitrags beschlossen haben und der 
monatliche Beitrag ab 2021 um 86 Cent 
auf 18,36 steige. Das stimmt so nicht 
ganz. Die MP-Konferenz ist zwar den 
Empfehlungen der KEF gefolgt und hat 
dies im neuen Staatsvertrag so festgelegt, 
doch dieser braucht noch die Zustim-
mung aller (!) 16 Landesparlamente, 
welche keineswegs sicher ist. Wie man 
hört, kommt vor allem aus Sachsen und 
Sachsen-Anhalt Widerstand. Es werden 
Reformen und Sparmaßnahmen ange-
mahnt. 

Vielleicht erö�nen die gravierenden 
wirtschaftlichen Probleme, die im Zuge 
der Corona-Krise zu befürchten sind, 

auch einen anderen Blick auf die Geld-
verschwendung und die satten Pfrün-
de der Ö�entlich-Rechtlichen – zumal 
das Programmangebot sowie ihre par-
teiliche, alles andere als unabhängige 
Berichterstattung (man denke an den 
grassierenden Ausdruck „Lügen-“ re-
spektive „Lückenpresse“) schon lange 
ein Ärgernis ist. Denkbar wäre es, denn 
der Unmut wächst!
DR. URSULA SCHNEIDER, BENDORF

Streitigkeiten in der AfD

Meuthens Eigentor
Von Christian Vollradt

Wenn alles gebannt auf ein �ema starrt, ist die Gelegenheit 
günstig, fragwürdige Gesetze schnell und leise durchzudrücken. 

Besonders, wenn nicht nur die mediale Ö�entlichkeit, sondern auch 
das Parlament im Krisenmodus ist und Regierungskritik fast schon 
als Defätismus gilt. Kaum ein Zufall also, daß die Bundesregierung 
den Corona-Ausnahmezustand nutzt, um ihr verunglücktes „Netz-
werkdurchsetzungsgesetz“ (NetzDG) abermals drastisch zu verschärfen.

Die Unionsfraktion feiert schon die „Verabschiedung“ der NetzDG-
Novelle durch das Bundeskabinett, als bräuchte die Regierung die 
Abgeordneten für die Gesetzgebung gar nicht mehr. Die hätten allen 
Grund, Alarm zu schlagen: Das Änderungsgesetz zielt auf die Er-
mächtigung des BKA zur Internetpolizei und der Internetkonzerne 
zur Hilfspolizei, es will staatlichen Stellen umfassenden Zugri� auf 
persönliche und Nutzerdaten und sogar auf Paßwörter und geschützte 
Daten ermöglichen.

Mit dem vorgeschobenen Kampf gegen „Haß und Rechtsextre-
mismus“ hat das nur noch am Rande zu tun. Anders als die Corona-
Notmaßnahmen ist das auch formal keine vorübergehende, sondern 
eine dauerhafte gravierende Einschränkung von Grund- und Freiheits-
rechten. Wer da immer noch mit dem ablenkenden Anklage-Finger auf 
die ungarische Regierung zeigt, kehrt besser erst mal vor der eigenen Tür.

Verschärfung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes

Vor der eigenen Tür kehren
Von Michael Paulwitz

Bloß gut, daß es die bundesdeutschen Mainstream-Medien gibt! Ohne 
sie hätte ich hier in Ungarn seit 2010 sicher all die Abscha�ungen des 

Rechtsstaates, der Demokratie und natürlich der Pressefreiheit verpaßt. 
So auch unseren aktuellen angeblichen Übergang in die Diktatur. Stein 
des Anstoßes ist jetzt das Gesetz zur Verteidigung gegen das Coronavirus, 
das von seinen Kritikern gerne als Ermächtigungsgesetz bezeichnet wird, 
damit die betreuten Mediennutzer gleich wissen, wohin die Reise geht.

Vor allem stoßen sich die Kritiker daran, daß die Gültigkeit des 
Gesetzes, das die Befugnisse des Parlaments einschränkt (aber nicht 
abscha�t!), angeblich nicht begrenzt ist. Falsch! In Paragraph 7 steht 
ganz klar, daß das Parlament nach dem „Ende der Gefahrensituation“ 
über die Außerkraftsetzung des Gesetzes entscheidet. Dazu muß man 
wissen, daß sich die Orbán-Regierung auf eine solide Zweidrittelmehrheit 
stützen kann. Damit könnte sie praktisch ein auf ein konkretes Datum 
limitiertes Gesetz bis in alle Ewigkeit verlängern. Von dieser Möglichkeit 
will sie aber o�ensichtlich keinen Gebrauch machen. Über die Gefah-
rensituation hinaus betrachtet sie das Gesetz nicht als notwendig. Das 
sind die Fakten. Alles andere sind Spekulationen und Unterstellungen.

Notstandsgesetze in Ungarn

Danke, liebe Medien!
Von Jan Mainka

Jan Mainka ist Herausgeber und Chefredakteur der in Ungarn erscheinenden 
deutschsprachigen Budapester Zeitung.

Dr. habil. Ulrich Vosgerau lehrte Ö�entliches 
Recht, Völker- und Europarecht sowie Rechtsphi-
losophie an mehreren Universitäten. Er nahm am 
Montag als Sachverständiger an der Anhörung 
im Düsseldorfer Landtag teil.

Entwarnung: Mindestabstand einhalten und Pfoten waschen, 
heißt es in diesem Jahr. Draußen sein ist aber kein Problem – 
schließlich übt der Osterhase seine Arbeit als Lieferservice aus.

Bild der Woche

Was darf der Osterhase?
Lesereinspruch

Keineswegs beschlossen
Aufgeschnappt

Strafmaß Corona light

»Die Zwangsverp�ich-
tung medizinischen 
und p�egerischen 

Personals widerspricht 
der Berufsfreiheit.«

VON ULRICH VOSGERAU
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